
Geimpfte wandten sich wegen Beschwerden ans Landesspital 
Manche Personen verzeichnen nach der Impfung milde bis mittelschwere Reaktionen. Hospitalisiert musste hierzulande niemand werden. 

Vor allem nach dem zweiten 
Impftermin klagen manche 
über Nebenwirkungen. Zu die-
sen zählen unter anderem Mü-
digkeit, Fieber oder Kopf-
schmerzen. Dass solche Kom-
plikationen nach dem zweiten 
Termin auftauchen, belegen 
wissenschaftliche Studien.   

Ob der Impfstoff die alleini-
ge Ursache für Beschwerden 
ist, ziehen Placebo-Studien von 
Moderna und Pfizer/Biontech 
in Zweifel. Aus diesen lässt sich 
schliessen, dass bei manchen 
die verschiedenen «Sympto-
me» dem Kopf entspringen. 
Die Angst davor, Nebenwir-
kungen zu haben, führt sodann 
zu welchen. 

Keine schwerwiegenden 
Nebenwirkungen 
In Liechtenstein gibt es bis an-
hin keinen offiziellen Fall, bei 
dem ein Geimpfter wegen Ne-
benwirkungen ins Landesspital 
gehen musste.  

Aber: Das Landesspital ver-
zeichnete in den letzten Wo-
chen durchaus Patienten, die 
Beschwerden zumindest auf 
die Impfung zurückführen. 

«Ein solcher Verdacht konnte 
jedoch nicht erhärtet werden», 
sagt Matthias Prapotny, Leiten-
der Arzt der Inneren Medizin 
am Landesspital. Diese Patien-
ten hätten auch zügig nach 
Hause entlassen werden kön-
nen. 

Im Impfzentrum sieht die 
Situation ähnlich mild aus. Ge-
impfte haben eine Viertelstun-
de nach dem Piks zu warten, 
bevor sie das Gebäude verlas-
sen würden. Wie das Gesell-
schaftsministerium auf Anfra -
ge sagt, gab es in der Wartezeit 
kaum Komplikationen: «Es gab 
wenige Personen mit Kreislauf-
problemen, die aber vor Ort be-
hoben werden konnten.»  

Unterschied zwischen 
Placebo und Impfstoff 
Hospitalisiert musste bis anhin 
niemand werden. Dennoch 
durchlebten einige Personen 
eine Tagesgrippe, vor allem 
nach der zweiten Impfung. Be-
reits vor der Zulassung der 
Impfstoffe wurden diesbezüg-
lich Studien durchgeführt. Bei 
jener von Pfizer/Biontech er-
hielten 74 000 Personen den 

Impfstoff. Jeder Zweite klagte 
über Müdigkeit nach dem ers-
ten Stich. Bei der Placebo-
Gruppe war es jeder Dritte. Bei 
Moderna litt ein Drittel von je-
nen, die den Impfstoff beka-
men, unter Kopfschmerzen. Es 

waren beinahe gleich viel bei 
der Placebo-Gruppe. 

Unterschiede zwischen  
Personengruppen 
In einer in der Schweiz durch-
geführte Umfrage betrifft die 

häufigste Impfnebenwirkung 
«Schmerzen an der Einstich-
stelle». Unter diesen leiden bei 
Moderna 90 Prozent, bei  
Pfizer/Biontech rund 80 Pro-
zent. An zweiter Stelle liegt 
Müdigkeit. Davon sind bei Pfi -

zer/Bion tech 60, bei Moderna 
70 Prozent betroffen. 

Auch bei den restlichen Ka-
tegorien – unter anderem Kopf-
schmerzen, Muskelschmerzen 
oder Frösteln  – zeigt sich eine 
Diskrepanz zwischen den ver-
schiedenen Herstellern. Die 
Wissenschaft ist sich nicht ei-
nig, woran die Unterschiede 
auszumachen sind. «Dass et-
was mehr Menschen nach Mo-
derna über Nebenwirkungen 
erzählen, könnte Zufall sein 
oder daran liegen, dass mehr 
Menschen diesen Impfstoff be-
kamen», schreibt die «NZZ am 
Sonntag». 

Grundsätzlich sind Perso-
nen unter 65 Jahren eher von 
Begleiterscheinung als die älte-
ren Mitbürger betroffen.  

Laut Swissmedic sind aber 
auch häufiger Frauen als Män-
ner betroffen. Auch hier lässt 
sich über die Gründe mutmas-
sen. Zum einen besuchen Frau-
en häufiger den Arzt, zum 
einen reagiert das Immunsys-
tem von Frauen «empfindli-
cher». 
 
Damian Becker

Schmerzen an der Einstichstelle sind die häufigste Impfnebenwirkung. Bild: Keystone

Die Angst vor einem erneuten 2003 
In bestimmten Bereichen wären Änderungen in der Verfassung lohnend. Aber die Sorge besteht, alte Wunden wieder aufzureissen. 

Elias Quaderer 
 
Im Herbst feiert die liechten-
steinische Verfassung ihren 
100. Geburtstag. Angesichts ih-
res fortgeschrittenen Alters 
stellt sich die Frage, ob die Ver-
fassung nicht in einigen Aspek-
ten der Änderungen bedürfte. 
Diese Frage stand im Zentrum 
einer Podiumsdiskussion, wel-
che das Liechtenstein-Institut 
zum Anlass des Verfassungs -
jubiläums im Vaduzer Saal or-
ganisierte. Der Konsens der 
Diskussion war, dass es durch-
aus eine Reihe von Punkten 
gäbe, die es zu revidieren loh-
nen würde. Aber über allem 
scheint die Angst zu schweben, 
mit einer Revision erneut eine 
erbitterte Verfassungsdiskus -
sion vom Zaun zu brechen. 

Nachhaltigkeit als Ziel in die 
Verfassung aufnehmen 
Gleich zu Beginn der Podiums-
diskussion bemerkte Georges 
Baur, Europarechtsexperte und 
Forscher am Liechtenstein-In-
stitut, dass die liechtensteini-
sche Verfassung im Vergleich 
zu Nachbarländern geradezu 
statisch wirke. Es befinden sich 
in der Verfassung einige Passa-
gen, die aus heutiger Sicht gera-
dezu antiquarisch wirken. So 
wird beispielsweise unter den 
Staatszielen aufgeführt, dass 
der Staat sich für die Besserung 
der «arbeitsscheuen Personen» 
einsetzen (Art. 18) oder die reli-
giösen und sittlichen Interessen 
des Volkes    schützen (Art. 14.) 
soll. Genau bei den Staatsinte-
ressen wollte auch die Diskussi-
onsteilnehmerin Katja Gey, 
Leiterin des Amtes für Volks-
wirtschaft, ansetzen. Denn aus 
ihrer Sicht lassen sich aus den 

bisherigen Bestimmungen, die 
sich in den Staatszielen finden, 
die Herausforderungen der Zu-
kunft nicht angehen. Es fehlen 
jegliche Überlegungen zum 
Thema Umweltschutz, weshalb 
sie dafür plädierte, die Nach-
haltigkeit  in die Staatsziele auf-
zunehmen.  Ihrem Urteil 
schloss sich auch Peter Bussjä-
ger, Verfassungsexperte und 
Richter am Staatsgerichtshof, 
an. «Die Staatsziele sind stehen 
geblieben», so Bussjäger. Es 
handle sich um Relikte aus der 
Zeit der Verfassungsgründung, 

welche die damalige Wertehal-
tung wiedergeben. An deren 
Stellen könnten Ziele wie Klima-
schutz oder Generationenge-
rechtigkeit aufgenommen wer-
den. 

Der Landtagsabgeordnete 
Daniel Seger erklärte, dass ein 
ausführlicheres Diskriminie-
rungsverbot – wie die Schweiz 
bereits in ihrer Bundesverfas-
sung festhält – «auch Liechten-
stein gut stehen würde». Der 
Rechtsanwalt Wilfried Hoop er-
wähnte, dass nur wenig Verfas-
sungsmaterie zu den Gemein-

den bestehe. «Es steht mehr 
über den Austritt der Gemein-
den aus dem Staatenverband als 
über deren Funktionen», hält 
Hoop fest. Er meinte auch, dass 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
dringend reformiert werden 
müs se. Dieser Forderung 
schlossen sich die anderen Dis-
kussionsteilnehmer an. 

Ein Trauma für Gesellschaft 
und Rechtswissenschaft 
Folglich gäbe es mehr als genug 
Artikel in der Verfassung, die 
revidiert werden könnten. Als 

jedoch Georges Baur in die 
Runde fragte, ob vielleicht 
sogar eine Totalrevision der 
Verfassung nötig sei, warf Katja 
Gey sogleich ein Nein in Runde. 
Denn es gelte zu vermeiden, 
wieder in eine «Grundsatzdis-
kussion zu schlittern». Bereits 
zu Beginn der Veranstaltung er-
klärte Gey, dass bei ihr Emo -
tionen hochkamen, als sie die 
Einladung zur Veranstaltung er-
hielt. Sie habe sich an die Ver-
fassungdiskussion von 2003 
zurückerinnert, an die damali-
gen Äusserungen des Fürsten 

und das Gefühl, eine Verfas -
sung «aufoktroyiert» zu bekom-
men. Staatsgerichtshofpräsident 
Hilmar Hoch, der in der Diskus-
sionsrunde das Wort ergriff, er-
klärte im selben Sinne: «Wenn 
man grössere Revisionen der 
Verfassung anstreben würde, 
würde man wieder alte Wunden 
aufreissen.» Es könnte wieder 
zu gesellschaftlichen Zerrüttun-
gen wie zu Zeiten des Verfas-
sungskonflikts vor zwanzig Jah-
ren kommen. Zudem könne 
man bei einer Revision wohl 
kaum bestimmte Passagen ab-
ändern und die zum Teil «frag-
würdigen Bestimmungen aus 
2003 einfach links liegen las-
sen». Peter Bussjäger erklärte 
vom Standpunkt des Forschers 
aus, wie die Verfassungsfor-
schung in Liechtenstein nach 
dem Verfassungsstreit geradezu 
in eine Schockstarre verfiel. Gab 
es in den 1990er-Jahren eine 
Blüte an Abhandlungen, «bricht 
ab 2003 die Literatur zur Ver-
fassung ab», so Bussjäger. 

Die Zeiten der Verfassungs-
diskussion scheinen sowohl 
traumatisch für die Gesellschaft 
wie auch für die Rechtswissen-
schaft gewesen zu sein. Die 
Wunden vor zwanzig Jahren 
sind bis heute nicht verheilt. Es 
herrscht die Angst, dass die er-
bitterten Streitigkeiten wieder 
zurückkehren könnten. Damit 
stellt sich aber auch die Frage: 
Wie lange wird diese Angst 
noch das Verhältnis der Liech-
tensteiner zu ihrer Verfassung 
belasten? Wäre es angesichts 
des Jubiläums nicht angebracht, 
mutig neue Wege zu beschreiten 
und notwendige Verfassungsre-
formen anzugehen? So wie es 
beispielsweise Liechtenstein vor 
100 Jahren tat.

An der Podiumsdiskussion diskutierten fünf Rechtsexperten, in welchen Punkten sich die Verfassung verbessern liesse. Bild: Tatjana Schnalzger
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